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Verhandlungspunkt: 

 Ermöglicht Ministerin Neubaur, dass schon in wenigen Wochen strah-
lender Atommüll quer durch NRW rollt? Schwarz-Grüne Landesregierung 
scheut Verantwortung und informiert den Landtag nicht sachgerecht. 
(beantragt durch die Fraktion der SPD [s. Anlage]) 3 

* * * 

 
1 vertraulicher Sitzungsteil siehe vAPr 18/69 
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 Ermöglicht Ministerin Neubaur, dass schon in wenigen Wochen strahlender 

Atommüll quer durch NRW rollt? Schwarz-Grüne Landesregierung scheut 
Verantwortung und informiert den Landtag nicht sachgerecht. (beantragt durch 
die Fraktion der SPD [s. Anlage]) 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich eröffne die Sitzung und begrüße Sie herzlich zur 65. Sitzung 
des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie, einer Sondersit-
zung. Ich begrüße herzlich die Landesregierung, die auch heute durch Frau Ministerin 
Neubaur und Frau Staatssekretärin Krebs vertreten wird. 

Ich weise darauf hin, dass wir mit einem öffentlichen Sitzungsteil starten. Die Sitzung 
ist derzeit also noch öffentlich. Gleich werden wir aber die Nichtöffentlichkeit herstellen. 

Die Sondersitzung wurde von der SPD mit Schreiben vom Freitag, dem 21. Februar 
2025 beantragt. Ich habe dem Antrag gemäß § 53 Abs. 3 der Geschäftsordnung des 
Landtags Nordrhein-Westfalen entsprochen. Der Präsident hat den Antrag genehmigt, 
verbunden mit der Bitte, dass wir Abstimmungen heute in Fraktionsstärke durchführen, 
sofern es überhaupt zu einer Abstimmung kommt – regulär ist heute keine vorgesehen. 
Dem haben alle Fraktion gestern zugestimmt. 

Ich erteile nun Frau Ministerin Neubaur das Wort. Sie wird in diesem öffentlichen Sit-
zungsteil erläutern, warum wir gleich nichtöffentlich beraten werden. 

Ministerin Mona Neubaur (MWIKE): Das Genehmigungsverfahren zur Beförderung 
der Kernbrennstoffe von Jülich nach Ahaus ist seit dem Jahr 2010 bei dem nun dafür 
zuständigen Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung, BASE, anhän-
gig. Daher kann eigentlich niemand überrascht sein, dass nach nunmehr beinahe 15 
Jahren Verfahrensführung eine solche Genehmigung des BASE Erteilungsreife er-
langt. Wie in der letzten Ausschusssitzung von mir berichtet, wurde die Landesatom-
aufsicht in diesem Verfahren um eine Stellungnahme gebeten. 

Wie von mir in der letzten Sitzung des Ausschusses am 12. Februar 2025 berichtet, ist 
der Entwurf der Transportgenehmigung als „Verschlusssache – Nur für den Dienstge-
brauch“ eingestuft worden. Daher besteht für die Landesregierung rechtlich keine Mög-
lichkeit, in einer öffentlichen Ausschusssitzung nähere Auskünfte zum Verfahrensgegen-
stand zu geben. Sofern weitere Auskünfte gewünscht sind, bitte ich darum, im Einklang 
mit § 56 GO LT NRW und der Verschlusssachenordnung des Landtags Nordrhein-
Westfalen zunächst die Nichtöffentlichkeit herzustellen und darauf hinzuweisen, dass 
gemäß § 2 der Verschlusssachenordnung des Landtags Nordrhein-Westfalen über 
den Inhalt der Unterrichtung Verschwiegenheit gegenüber Dritten zu bewahren ist. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Frau Ministerin, vielen Dank für die Einführung. – Mir liegen 
derzeit keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich stelle hiermit die Nichtöffentlichkeit her. 

(Es folgt ein vertraulicher Sitzungsteil; siehe vAPr 18/69.) 

gez. Dr. Robin Korte 
Vorsitzender 
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Ermöglicht Ministerin Neubaur, dass schon in wenigen Wochen strahlender 
Atommüll quer durch NRW rollt? Schwarz-Grüne Landesregierung scheut 
Verantwortung und informiert den Landtag nicht sachgerecht. 

Sehr geehrter Herr Dr. Korte, 

gemäß § 53 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Landtags Nordrhein-Westfalen be-
antragt die SPD-Fraktion die Einberufung einer Sondersitzung des Ausschusses 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie in der folgenden Woche. 

Wie der Kölner Stadtanzeiger am heutigen 21.02.2025 berichtet', sei die Geneh-
migungserteilung für 152 Castor-Transporte von Jülich nach Ahaus nur noch eine 
Formsache: „NRW-Wirtschaftsministerin Mona Neubaur (Grüne) hat demnach 
nun nur noch bis Ende Februar Zeit, sich zu dem Entwurf zu äußern." Der Ablauf 
sei klar geplant: gebe es keine Änderungswünsche oder Bedenken der Atomauf-
sicht im Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie sowie 
der Ministerin Mona Neubaur an einem im Haus vorliegenden Genehmigungs-
entwurf, werde das formalisierte Verfahren seinen Gang nehmen und die finale 

1 In der Printausgabe auf S. 28, online schon am 20.02. unter: https://www.ksta.de/poli-
tik/nrw-politik/genehmigung-in-der-end phase-castor-tra nsporte-sollen-im-frueh ja hr-
durch-nrw-rollen-968245 
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Genehmigung könnte dem Transportunternehmen binnen maximal vier Wo-
chen durch das zuständige Bundesamt (BASE) erteilt werden. 

Dies steht im krassen Widerspruch zu den öffentlichen Aussagen der Ministerin 
vor dem Wirtschaftsausschuss des Landtags Nordrhein-Westfalen am 12. Feb-
ruar 2025. Hier sagte Frau Neubaur laut Sprechzettel: „Vor dem Hintergrund, 
dass das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) bislang 
noch keine Beförderungsgenehmigung für den Transport der CASTOR-Behälter 
von Jülich nach Ahaus erteilt hat, kann es gegenwärtig keinen konkreten 
Zeitplan geben." Es sei dem MWIKE ein Entwurf der Transport-genehmigung zur 
Stellungnahme am 22.01.2025 zugegangen. Dass die Landesregierung hierüber 
aber politisch und fachlich noch im laufenden Monat, in den nächsten sieben 
Tagen zu entscheiden habe, verschwieg die Ministerin vor dem Ausschuss. 

Vielmehr wurde darauf verwiesen, dass die Inhalte der Genehmigung als 
"Verschlusssache — Nur für den Dienstgebrauch" nicht öffentlich diskutiert 
werden könnten. Aus diesem Grund haben sich die Fraktionen im Landtag auf 
einen nicht-öffentlichen Bericht des Wirtschaftsausschusses in der nächsten 
regulären Sitzung am 19. März verständigt, unwissend, dass zu diesem Zeitpunkt 
schon alle Entscheidungen getroffen sein werden und womöglich sogar schon 
Castor-Transporte anlaufen könnten. Eine solche Verschleierung der 
Entscheidungsfindung über die Atomtransporte durch die zuständige Ministerin 
gegenüber dem Landtag und dem öffentlichen Interesse ist nicht akzeptabel. 
Eine nachträgliche Information des zuständigen Parlamentsausschusses, wenn 
alle Genehmigungen erteilt und der erste Castor-Behälter schon auf die Straße 
gebracht sein könnte, ist unzureichend. Aus diesem Grund ist trotz der 
sitzungsfreien Zeit des Landtags eine Sondersitzung noch im Februar notwendig. 

Das gilt umso mehr, da die Landesregierung bisher in ihrer Kommunikation stets 
unklar geblieben ist, ob sie die Verbringung des Atommülls nach Ahaus in ein 
neues Zwischenlager anstrebt oder aber weiterhin den Neubau eines genehmi-
gungsfähigen Zwischenlagers am Standort Jülich favorisiert. Letzteres legen 
auch aktuelle Presseberichte noch nahe' und wird auch im Koalitionsvertrag von 
CDU und Grünen begründet. Dort heißt es: „Wir setzen uns für eine Minimierung 

2 Rheinische Post vom 20.02.2025, unter: https://rp-online.de/nrw/panorama/castor-
transporte-in-nrw-gewerkschaft-der-polizei-warnt_aid-124375145 
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von Atomtransporten ein. Das gilt auch für Transporte aus anderen Bundeslän-
dern. Im Fall der in Jülich lagernden Brennelemente bedeutet dies, dass wir die 
Option eines Neubaus eines Zwischenlagers in Jülich vorantreiben."' Ein Voran-
treiben eines Neubaus in Jülich ist in den letzten drei Jahren der Regierungsar-
beit dieser Landesregierung nicht erkennbar gewesen. Atomtransporte würden 
in Folge nicht minimiert, sondern über zwei Jahre regelmäßig und unter hohen 
Transport- und Polizeikosten durchgeführt. Darauf verwies in dieser Woche auch 
die Gewerkschaft der Polizei und nannte diese Transporte eine Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme für die Kolleginnen und Kollegen.4

Ein durchgewunkenes Genehmigungsverfahren ohne Information des Landtags 
und Darlegung der verschiedenen Optionen und ihrer Realisierungsmöglichkei-
ten wird der Bedeutung des Vorgangs nicht gerecht. Schließlich ist der Transport 
von über 300.000 hochradioaktiven Brennelementekugeln über nur sehr wenige 
mögliche Strecken an 152 wiederkehrenden Terminen durch Ballungsgebiete 
und über marode Infrastruktur ein hohes Sicherheitsrisiko. Die Bürgerinnen und 
Bürger in Jülich wie in Ahaus sowie im Zentrum des Landes, durch das Atom-
transporte in dicht besiedelten Ballungsgebieten zu führen sein werden, haben 
ein berechtigtes Interesse an Aufklärung über diese Planungen und an den Be-
weggründen, wieso die Landesregierung diese Castor-Transporte nicht wie ver-
sprochen verhindert, sondern nun unter dem Radar der Öffentlichkeit forcieren 
will. Das scheint dem Leitbild des „geräuschlosen Regierens" dieser Landesregie-
rung zu entsprechen: wenn sich Grüne und CDU nicht grün sind, versucht man 
diese Konflikte ohne öffentliche Entscheidung auszusitzen, Verantwortung ab-
zuschieben — in diesem Fall auf das BASE zu verweisen — und mit Blick auf mög-
liche Klagen gegen die Transporte auf Zeit zu spielen. 

Die Landesregierung muss im Ausschuss daher vor ihrer Stellungnahme zum 
Entwurf der Transportgenehmigung Ihre politische Haltung darstellen und auch 
die fachlichen Hintergründe erläutern. Welche Auswirkungen hätte eine erwar-
tete Klage der Stadt Ahaus und des BUND auf die Transporte? Wie beurteilt die 
Landesregierung die Sicherheit beider Zwischenlager im Vergleich sowie die Si-
cherheitsrisiken der Castor-Transporte? Welche Maßnahmen werden zum 

3 Koalitionsvertrag CDU/Grüne, S.18, unter: https://www.cdu-
nrw.de/sites/www.neu.cdu-nrw.de/fites/zuku nftsvertrag cdu-gru ne.pdf 
4 https://www.gdp.de/nrw/de/stories/2025/02/14022025_pmcastoren 
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Schutz der Bevölkerung bei den Transporten ergriffen werden hinsichtlich mög-
licher Streckenunpässlichkeiten, Unfällen, technischer Störungen oder gezielter 
Angriffe? Welche Bedenken bestehen womöglich gegenüber des vorliegenden 
Genehmigungsentwurfs? Und welche konkreten Schritte hat Ministerin Neu-
baur seit Amtsantritt unternommen, um die langfristige Lagerung von radioak-
tivem Abfall im Rahmen des deutschlandweiten Atomausstiegs über eine er-
neute Zwischenlagerlösung in Ahaus hinaus zu organisieren? Auch diese Fragen 
sind vor einer Transportgenehmigung zu klären und mit Blick auf die Abwägung 
eines Transports gegenüber eines Neubaus am alten Standort einzubeziehen. 

Daher beantragen wir für die SPD-Fraktion eine Sondersitzung des Ausschusses 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie zwingend noch in diesem Mo-
nat, d. h. in der kommenden, sitzungsfreien Woche, gemäß § 53 Abs. 3 der Ge-
schäftsordnung des Landtags Nordrhein-Westfalen, bevorzugt am Dienstag, 25. 
Februar und bitten um Genehmigung durch den Präsidenten gemäß § 53 Abs. 3 
S. 2 der Geschäftsordnung des Landtags Nordrhein-Westfalen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Für die SPD-Fraktion 

Andre Stinka MdL Frederick Cordes MdL 

C Getiogt 

Nadja Lüders MdL 

Christian Obrok MdL Rene Schneider MdL Lena Teschlade MdL 

Alexander Vogt MdL 

Seite 4 

#SozialerFortschritt 
Für die Vielen, 

nicht die Wenigen. 

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 8 -
 

APr 18/845
 Anlage, Seite 4


		Ermöglicht Ministerin Neubaur, dass schon in wenigen Wochen strahlender Atommüll quer durch NRW rollt? Schwarz-Grüne Landesregierung scheut Verantwortung und informiert den Landtag nicht sachgerecht. (beantragt durch die Fraktion der SPD [s. Anlage])

